
2346 076Pür das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!
1 * Gesetz VHG § 8 Abs 2; ZPO § 66
Rechtssatz: Würde die Gewährung von Vertragshilfe zugunsten 

des Schuldners eines Geldinstituts einen Aus­
gleichsanspruch gegen das Land auslösen (§ 11 
UmstG, § 3 Abs 6 der 2. DVO zum UmstG), so hat 
dieses ein rechtliches Interesse am Ausgang des 
Verfahrens, das zum Beitritt als Nebeninter­
venient berechtigto

2* Gesetz: VHG 5 1
Rechtssatz: Schuldner im Sinne des Vertragshilfegesetzes ist 

der zur Zeit der Entscheidung Verpflichtete ohne 
Rücksicht darauf, ob er der ursprüngliche Schuld­
ner ist oder ob nach der Begründung der Verbind- . 
lichkeit ein Schuldnerwechsel stattgefunden hat. t

3. Gesetz: VHG § 9 I
Rechtssatz: Die Befreiung des Schuldners von der grundsätzlich 

bestehenden Pflicht zur Offenlegung seiner Ver­
mögens- und Erwerbsverhältnisse bedarf der Be­
gründung durch das Gericht.

4« Gesetz: VHG § 3 Abs 3
Rechtssatz: Der Erwerb eines ertraglosen Trümmergrundstücks 

durch den Schuldner vor dem Zusammenbruch stellt 
für sich allein keinen besonderen Grund für eine 
unzumutbare Härte im

Aktenzeichen: V ZB 2/54
Beschl. des BGH vom 8. März 1955

Sinne des § 3 Abs 3 VHG dar.

LG Berlin 
EG Berlin
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In der Vertragshilfesache
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Antragsgegnerin und Beschwerdeführerin
vertreten durch Hechtsanwalt in

2c) des Freistaats Bayern, vertreten durch das Bayerische 
Staats minis terium der Finanzen in München, Abteilung 
Bankenaufsicht,

gegen
die Gern ig

wegen Erlasses rückständiger und laufender Zinsen

hat der V, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in der Sitzung 
vom 8c Marz 1955 unter Mitwirkung des SenatsPräsidenten 
Br* Tasche sowie der Bundesrichter Br- HÜckinghaus, Schuster 
Br. Oechßler und Br, Piepenbrook
beschlossen*

Auf die sofortige weitere Beschwerde der Antrags­
gegnerin wird der Beschluß des 7. Zivilsenats des 
Kammergerichts in Berlin vom 1. Oktober 1953 mit 
Ausnahme der Wertfestsetzung aufgehoben«
Die Sache wird zur anderweiten Entscheidung an 
das Kammergericht zurückv erwiesen - 
Ber Wert des Gegenstands der weiteren Beschwerde 
wird auf 16 000,—  festgesetzt«

als Nebenintervenient

Stiftung in

Antragstellerin und Beschwerdegegnerin,
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warDer Kaufmann Reinhold S 
Eigentümer des im Grundbuch von 
Blatt 9652 verzeichneten, in

Str. ^/jßcke Str. belegenen
Hausgrundstücks. Das auf diesem Grundstück stehende Ge­
bäude wurde durch Kriegseinwirkung völlig zerstört.

Hach der Zerstörung des Hauses verkaufte S t ^ B ^  die­
sen Grundbesitz, dessen Einheitswert sich auf 247 000,—  RM 
belief, durch notariellen Vertrag vom 10. Juli 1944 an 
die Antragstellerin zum Preise von 350 000,—  RM. In die­
sem Vertrage wurde gesagt, daß an die Stelle der vernichte­
ten Substanz der Anspruch auf die Entschädigung und die 
Wiederaufbauforderung gegen das Deutsche Reich träten.
Der Kaufpreis wurde dadurch belegt, daß die Antragstelle­
rin die in Abteilung III unter Hr 20 zugunsten der Antrags­
gegnerin eingetragene Hypothekenförderung von 350 000,—  GM 
nebst Zinsen ab 1. Juli 1944 als eigene Schuld übernahm. 
Ferner wurde vereinbart, daß die Beträge, die der Verkäu­
fer auf Hypothekenforderungen, insbesondere auf Hauszins­
steuerhypotheken, zwecks Tilgung gezahlt habe, ihm in bar 
von der Antragstellerin zurückgezahlt werden und die vor 
dem 1. Juli 1944, dem Zeitpunkt der Übergabe, entstandenen 
Ansprüche auf Hutzungsentschädigung dem Verkäufer und im 
übrigen der Käuferin zustehen sollten..

Die unter Hr 20 eingetragene Darlehnshypothek von 
350 000 GM, die auf 35 000,- DM umgestellt worden ist, 
bestand .am Währungsstichtage noch in Höhe von 331 423,50 
RM = 33 142,35 DM. Sie ist mit 5 f> zu verzinsen und mit 
1 1/2 zu tilgen. Die Zins leis tüngen betragen jährlich 
1 657,12 DM und die Tilgungsleistungen 617,88 DM. In Ab-
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teilung III des Grundbuchs war ferner für die Antrags­
gegnerin unter Nr 21 eine Hauszinssteuerabgeltungshypo­
thek von 37 800,- SM eingetragen, die auf 3 780,- DM um­
gestellt ist und deren Kapitalstand am Währungsstichtag 
34 708,- HM betrug» Diese Hypothek ist mit 4 l/2 # zu 
verzinsen und mit 4 ^ zu tilgen. Es sind danach jährlich 
an Zinsen 156,20 DM und zur ratenweisen Tilgung 165,08 
DM zu zahlen, die ohne Bucksicht auf die inzwischen einge­
tretene Tilgung in voller Höhe weiter zu entrichten sind»

Wegen der gänzlichen Ertragslosigkeit des Ruinen­
grundstücks sind seit dem 2». Quartal 1944 Zins- und Til­
gungsbeträge für beide Hypotheken nicht mehr erbracht wor­
den. Erst mit Rücksicht auf das Gesetz zur Regelung von 
Grundpf arid rechten auf kriegsbeschädigt en Grundstücken vom 
10. Januar 1951 (GVB1 Berlin 1951, S 61) hat die Antrag­
stellerin seit dem 1. Quartal 1951 wieder Zinsen in Höhe 
von 414,28 DM vierteljährlich auf die Darlehnshypothek 
und nach einer getroffenen Vereinbarung seit dem 2. Quartal 
1952 Tilgungsbeträge in Höhe von 154,97 DM vierteljährlich 
sowie bezüglich der Abgeltungshypothek 39,05 DM Zinsen und 
41,27 DM als Tilgung vierteljährlich entrichtet. Die Rück­
stände für die Zeit bis zum'31* Dezember 1950 betragen 
bei der Darlehnshypothek insgesamt 11 185,56 IM und bei 
der Abgeltungshypothek 1 054,35 DM.

Die Antragstellerin hat bei dem Landgericht beantragt, 
ihr im Wege der Vertragshilfe die rückständigen sowie die 
laufenden Zinsen für die Dauer der .Ertragslosigkeit des 
Grundstücks zu erlassen. Sie hat diesen Antrag damit be­
gründet, da8 das Grundstück seit der Zerstörung des Gebäu-

m
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«

des keinen Ertrag mehr abgeworfen habe und die Zinsen* 
deshalb nach § 3 VHG gänzlich zu streichen seien» Die 
Antragstellerin hat die Auffassung vertreten, auf die 
Ausnahmebestimmung des § 3 Abs 3 VHG könne sich die An­
tragsgegnerin schon deshalb nicht berufen, weil es sich 
bei ihr um eine Bank handle* Vorsorglich hat sie dar­
auf hingewiesen, daß ihr als einer gemeinnützig-wohltä­
tigen Stiftung eine Zinsleistung aus dem ertragslosen 
Grundstück nicht zugemutet werden könne, zumal da sie 
auch sonst erhebliche Kriegs schaden erlitten habe und 
bisher nicht in ddr Lage sei, ihren Stiftungszweck voll 
zu erfüllen, der in Leistungen an bedürftige Personen * 
bestehe»

Die Antragstellerin hat weiter die Ansicht vertre­
ten, nach § 3 VHG sei auch unerheblich, daß sie das 
Grundstück als Buinengrundstück erworben habe, weil sie 
es im Hinblick auf die damals noch vorgesehenen Kriegs­
schädenersatzansprüche zu seinem vollen Wert in unbe­
schädigtem Zustand erworben habe. Sie hat ferner der 
Meinung Ausdruck verliehen, die Antragsgegnerin dürfe 
nicht etwa deshalb besser gestellt werden, weil seit der 
Zerstörung ein Eigentümerwechsel stattgefunden habe; 
der frühere Eigentümer hätte auf jeden Ball den Schutz 
des § 3 VHG für sich in Anspruch nehmen können, da er 
zuletzt völlig in Vermögensverfall geraten sei.

Die Antragstellerin hat die Bestimmung des § 2 Buchst 
a des angeführten Gesetzes vom 10. Januar 1951 als völ­
lig verfehlt bezeichnet, nach welcher der Stundungsschutz 
für die nach dem 1. Januar 1951 fälligen Leistungen in 
den Fällen keine Anwendung mehr finden sollte, in denen 
nach Eintritt des Kriegsschadens eine Eigentumsübertra­
gung stattgefunden hat. Sie hält eine solche Regelung nur



dann für angemessen, wenn es sich um den Erwerb eines 
Ruinengrundstücks nach dem Zusammenbruch handelt, da in 
diesen Fällen mit einem Ersatz des KriegsSchadens nicht 
mehr zu rechnen und der Kaufpreis daher auf den Wert 
des Grund und Bodens und des restlichen Bauwerks abzu­
stellen gewesen sei. § 5 des genannten Gesetzes habe 
dem Schuldner, im übrigen die Möglichkeit gegeben, eine 
abweichende Regelung im Wege der Vertragshilfe zu erwir­
ken. Bas Jetzt-geltende Vertragshilfegesetz habe denn 
auch die völlig verfehlte Bestimmung des § 2 Buchst a 
des alten Gesetzes nicht übernommen. Bie Stre.ichung der 
Zinsen für die Bauer der Ertragslosigkeit sei auch nicht 
etwa unbillig; denn die Ablösung der Hypotheken zur Zeit 
des Grundstückserwerbes durch sie sei an den unbilligen 
Bedingungen der Antragsgegnerin gescheitert. Zudem habe 
sie vergeblich versucht, das Grundstück zu veräußern. Ba- 
bei habe sich ergeben, daß der Wert des Grundstücks den 
Kapitalbetrag der Hypothekenforderungen nicht überstei­
ge, so daß auch aus diesem Grunde die Streichung der Zin­
sen gerechtfertigt sei, zumal da sonstige Umstände, die 
den Erlaß der Zinsen als eine unbillige Härte für die An­
tragsgegnerin erscheinen lassen könnten, weder vorgebracht 
noch ersichtlich seien. Hinzu komme, daß sie als juristi­
sche Person auch keinen Ausgleich durch den Lastenaus­
gleich erhalte. Ihr könne ferner nicht entgegengehalten 
werden, daß sie die Zinsen seit dem 1. Januar 1951 ge­
zahlt habe und danach zur Begleichung dieser Hebenver­
pflichtung in der Lage sei, da diese Zahlungen nur im Hin- 
bligk auf die Bestimmungen des Gesetzes vom 10. Januar 
1951 geleistet worden seien.

Bie Antragsgegnerin hat um Zurückweisung des Vertrags- 
hilfeantrages gebeten und hilfsweise die Feststellung
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begehrt, daß die Antragstellerin verpflichtet sei, die 
laufenden Zinsen weiter zu entrichten und die Zinsrück­
stände in angemessenen Baten abzutragen» Sie hat darauf 
hingewiesen, daß die Antragstellerin das Grundstück 
schon als Ruinengrandstück erworben habe, und daraus 
hergeleitet, daß diese Vertragshilfe nicht beanspruchen 
könne, da ihre Ausführungen zu § 2 Buchst a des Grand­
pfandregelungsgesetzes vom 10. Januar 1951 irrig seien; 
denn durch diese Vorschrift habe irgendwelchen spekula­
tiven Absichten beim Erwerb von Ruinengrundstücken ent­
gegengetreten und Schutz nur den Altbesitzem von Grund­
stücken gewährt werden sollen, nicht aber solchen Eigen­
tümern, die ein Grundstück in voller Kenntnis des einge­
tretenen Grandstücksschadens und der Ertragslosigkeit 
des Grundstücks in der Erwartung erworben hätten, daß 
sie durch einen solchen Spekulationskauf über kurz oder 
lang Entschädigungsansprüche gegen den Fiskus geltend ma­
chen könnten. Die Antragsgegnerin hat sich ferner gegen 
die Hervorhebung des Stiftungszwecks der Antragstellerin 
gewandt und die Auffassung vertreten, es könne nicht auf 
deren engbegrenzten Geschäfts- und Wirkungskreis ankom­
men, weil sie aus dem wirtschaftlich wieder starken

W^^-Kcnzern hervorgegangen sei und daher die 
wirtschaftliche Kapazität dieser weltbekannten Firma bei 
der Beurteilung des Vertragshilfebegehrens Berücksichti­
gung erheische, zumal da es nach dem Vertragshilfegesetz 
auf die gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse des Schuld­
ners ankomme. Die Antragsgegnerin hat weiter geltend ge­
macht, die Antragstellerin sei Eigentümerin weiterer 
Grundstücke, aus denen ihr erhebliche Mittel zuflössen; 
außerdem müsse auch die wirtschaftliche Lage der Gläubi­
gerin berücksichtigt werden, wobei außer Betracht zu blei­
ben habe, daß nach den Währungsumstellungsgesetzen den
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Banken Ausgleichsforderungen von Staats wegen gewährt wür­
den und infolgedessen bei der Herabsetzung oder Strei­
chung rückständiger Zinsen die öffentliche Hand der 
Benachteiligte sei. Die Antragsgegnerin hat weiter 
vorgebracht, der Wert des Grund und Bodens des belaste­
ten Grundstücks belaufe sich auf etwa 200,—  DM je 
Quadratmeter, so daß sich bei der Größe von 462 qm ein 
Betrag von rund 92 000,- DM ergebe* Sie hat auch darauf 
hingewiesen, daß die Antragstellerin ihre LeistungsverT 
pflichtungen aus den Hypotheken seit dem 1* Januar 1951 
wieder voll erfülle, und daraus gefolgert, es könne mit 
ihrer wirtschaftlichen Lage nicht so schlecht bestellt 
sein, daß sie nicht auch neben den laufenden Zinsen Teil­
zahlungen zur Abdeckung der rückständigen Zinsen leisten 
könne. Die Antragsgegnerin hat die Ansicht vertreten, die 
Antragstellerin habe das Grundstück damals nur erworben, 
um ihr bereits weitgehend entwertetes Geld einigermaßen 
wertbeständig anzulegen«

Die Antragstellerin ist diesem Vorbringen entgegege- 
treten und hat erklärt, sie habe mit der Firm &
Weltwirtschaftlich nichts zu tun und erhalte von die­
ser auch keinerlei Zuschüsse. Sie hat ferner in Abrede 
gestellt, das Grundstück aus spekulativen Absichten er­
worben zu haben, und behauptet, sie habe es zu seinem 
vollen Wert in unbeschädigtem Zustand gekauft, weil ihr 
gegen St^fl^ eine alte, vollwertige Vorkriegsforderung 
zugestanden habe.

Das Landgericht hat die rückständigen Zinsen beider 
Hypotheken der Antrags teil erin erlassen und ferner ange­
ordnet, daß vom 1. Januar 1953 ab für die Zeit der Er­
tragslosigkeit des Grundstücks auch die laufenden Zinsen 
nicht zu zahlen sind. Es ist bei dieser Entscheidung .
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davon ausgegangen, daß es sich hier um ein Vollruinen­
grunds titck handelt, das keine Erträge abwirft, und bei 
völlig ertraglosen Grundstücken nach § 3 Abs 1 und 2 
VHG die Zinsen gänzlich zu streichen sind. Das Landge­
richt hat. angenommen, diese Vorschrift beziehe sich 
nicht nur auf die rückständigen, sondern auch auf die 
künftig fällig werdenden Zinsen, Den Hinweis der Antrags­
gegnerin auf § 3 Abs 3 VHG hat das Landgericht für nicht 
durchgreifend erachtet, weil die Gläubigerin eine Bank 
sei und besondere Gründe nicht vorlägen, welche die 
Streichung der Zinsen unzumutbar erscheinen ließen.

Die Antragsgegnerin hat ihren Antrag auf Zurückwei­
sung des Vertragshilfeantrages mit der sofortigen Be­
schwerde weiter verfolgt. Sie hat gerügt, das Landgericht 
sei auf ihren Einwand nicht eingegangen, daß die Antrag­
stellerin Vertragshilfe überhaupt nicht in Anspruch neh­
men könne, weil sie das Grundstück erst nach der Zerstö­
rung des Gebäudes und in Kenntnis seiner Ertragslosig­
keit erworben habe. Die Antragsgegnerin hat den Standpunkt 
eingenommen, der Gesetzgeber habe nur solche Schuldver­
hältnisse begünstigen wollen, bei denen sich Schuldner 
und Gläubiger vor und nach der Zerstörung des haftenden 
Grundstücks unverändert (abgesehen von Fällen der Erbfol­
ge) als Parteien gegenüberständen, und darauf hingewiesen, 
daß dieser Gedanke bereits in dem Berliner Gesetz vom 
10. Januar 1951 zum Ausdruck gebracht worden sei. Sie hat 
weiter vorgetragen, es sei nicht einzusehen, warum ein 
Schuldner, der ein Grundstück in Kenntnis seiner Ertrags­
losigkeit gekauft und dabei die auf ihm ruhenden Hypothe­
ken nebst den ihnen zugrunde liegenden Forderungen als 
persönliche Schuld übernommen habe, von den damit übernom­
menen Verpflichtungen freigestellt werden solle. Die An-
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tragsgegnerin hat sich auf den das bürgerliche Recht 
beherrschenden Grundsatz der Vertragstreue und den Aus­
nahmecharakter der Vertragshilfe berufen, die nur dann 
Platz greifen könne, wenn in den Beziehungen zwischen 
Schuldner und Gläubiger im Laufe des VertragsVerhält­
nisses nicht verschuldete und vom Gesetzgeber einer Be­
rücksichtigung würdig befundene Änderungen eingetreten 
seien. Dementsprechend sieht die Antragsgegnerin den 
Vertragshilfeantrag als unzulässig an und hält für un­
erheblich, welche Überlegungen die Antragstellerin zum 
Erwerb des Ruinengrundstücks zu einem Zeitpunkt veran­
laßt haben, zu dem mit einem Ersatz des Kriegsschadens 
durch den Staat'nicht mehr habe gerechnet werden können 
und die Zahlung von Hut Zungsentschädigungen zum großen 
Teil bereits eingestellt gewesen sei.

Die Antragsgegnerin hat weiter geltend gemacht, der 
Vertragshilfeantrag sei, falls er zulässig sein sollte, 
jedenfalls unbegründet. Sie hat dem Landgericht vorgewor­
fen, die Vorschrift des § 3 Abs 3 VHG unberücksichtigt ge­
lassen zu haben, indem es lediglich festgestellt habe, die­
se Vorschrift greife nicht durch, weil die Gläubigerin ei­
ne Bank sei. Sie hat diese Auffassung des Landgerichts da­
hin verstanden, daß ihr wegen der ihr zu gewährenden Aus­
gleichsforderungen der Zinsausfall zugemutet werden könne, 
und demgegenüber geltend gemacht, daß die Ausgleichfor­
derungen bei der Präge der Unzumutbarkeit des Zinserlas- 
ses außer Betracht bleiben müßten. Die Antragsgegnerin 
hat ferner vorgebracht, eine unzumutbare Härte liege schon 
darin, daß die Antragstellerin auch Eigentümerin des Grund­
stücks O ^ H ^ ß t r .  4 ^  in Berlin sei, auf dem sich aus­
schließlich Geschäftsräume befänden und das einen erheb­
lichen .Ertrag abwerfe. Sie hat bemängelt, daß das Land-

0



gericht von der Antragstellerin nicht die Offenlegung 
ihrer Vermögens- und Erwerbsverhältnisse verlangt habe, 
wie § 9 VHG sie dem Schuldner zur Pflicht mache.

Die Antragstellerin hat um Zurückweisung der Be­
schwerde gebeten und ist der von der Antragsgegnerin 
angenommenen Unzulässigkeit des Vertragshilfeantrages 
mit dem Hinweis darauf entgegengetreten, daß'eine Be­
schränkung der Vertragshilfe auf das Verhältnis zwischen 
altem Schuldner und altem Gläubiger im Gesetz und in 
den Gesetzesmaterialien keinen Anhaltspunkt finde und 
auch nicht aus dem Zweck des Vertragsbilfegesetzes fol­
ge, daß im Gegenteil die Anwendbarkeit dieses Gesetzes 
im Palle der Rechtsnachfolge allgemein bejaht werde. Sie 
hat die Auffassung vertreten, jedenfalls müsse die Son- 
derbestimmung des § 3 VHG unterschiedslos angewendet wer­
den, da schlechterdings kein Grund ersichtlich sei, den 
Gläubiger deshalb besser zu stellen, weil der Schuldner 
das Ruinengrundstück inzwischen veräußert habe. Nach ih­
rer Ansicht würde der Standpunkt der Antragsgegnerin da­
zu führen, daß Ruinengrundstücke unverkäuflich würden 
und der ohnehin schwer geschädigte Eigentümer, der viel­
leicht mangels anderer Einnahmen auf den Kaufpreis ange­
wiesen sei, ungerechtfertigt in der Verfügung über sein 
restliches Vermögen beschränkt werde. Die Antragstellerin 
hat insbesondere in Abrede gestellt, das Grundstück in 
spekulativer Absicht erworben zu haben, und sich darauf 
berufen, daß zur Zeit des Kaufes die Kriegssachschäden­
verordnung noch in Kraft gewesen und die Unbedenklich­
keitsbescheinigung der Preisbehörde für den Grundstücks­
erwerb ausdrücklich nur mit der Maßgabe erteilt worden sei, 
daß der Anspruch auf Ersatz des Kriegs Schadens ebenfalls 
abgetreten werde, sie hat ferner hervorgehoben, daß der
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Grundsatz der Vertragstreue gegenüber den durch den
Krieg hervorgerufenen ungewöhnlichen Verhältnissen in
Fällen der vorliegenden Art nicht gelten, könne und die»
Schuldübernahme noch vor dem totalen Zusammenbruch und 
dem Wegfall der ursprünglich vorgesehenen vollen Kriegs­
schadensersatzleistung stattgefunden habe. Die Antrag- 
.stellerin hat weiter darauf hingewiesen, daß sie als 
juristische Person nach dem Lastenausgleichsgesetz auch 
nicht einmal eine teilweise Entschädigung zu erwarten 
habe. .

Die Antragstellerin hat an ihrer Auffassung festge­
halten, daß ihr Antrag auch begründet sei, weil § 3 Abs i 
und 2 VHG zur Anwendung zu kommen und die Antragsgegnerin 
nicht dargetan habe, daß ihr die Streichung der Zinsen 
aus besonderen Gründen nicht zugemutet werden könne. Dar­
aus hat sie abgeleitet, daß es auf ihre persönlichen Ver­
hältnisse und darauf nicht ankomme, ob sie zur Zahlung 
der Zinsen in der Lage sei, daß vielmehr lediglich auf 
die Verhältnisse des belasteten Grundstücks abzustellen 
sei und daher auch § 9 VHG nicht zum Zuge kommen könne. 
Dementsprechend hat die Antragstellerin als unerheblich 
angesehen,, ob sie noch weiteren unbeschädigten Grundbe­
sitz ihr Eigentum nennt, und in diesem Zusammenhang vor-, 
sorglich vorgebracht, auch das Grundstück 
weise erheblichen Kriegsschaden auf und habe im letzten 
Geschäftsjahr keinen Reinertrag gebracht.

Das Kammergericht hat die sofortige Beschwerde der 
Antragsgegnerin zurückgewiesen. Es hat die Ansicht des 
Landgerichts gebilligt, daß § 3 Abs 2 VHG anzuwenden sei 
und die Zinsen wegen der völligen Ertragslosigkeit des



Grundstücks gänzlich zu streichen seien« Hach seiner 
Auffassung steht dem auch nicht entgegen, daß die An­
trags teilerin das Grundstück im Jahre 1944 als ertrag- 
lose Ruine erworben hat« Hierzu hat das Kammergerieht 
aus geführt: § 2 des Gesetzes zur Regelung von GrUnd- 
pfandrechten auf kriegsbeschädigten Grundstücken vom 
10. Januar 1951 bestimme zwar, daß Zins- und Tilgungs­
leist ungen dann weiter zu erbringen seien, wenn das Eigen­
tum an einem Grundstück duroh Rechtsgeschäft gegen Ent­
gelt nach der Zerstörung durch Kriegsereignisse über­
tragen worden sei. Soweit in diesem Gesetz nichts ande­
res bestimmt sei, seien jedoch nach § 5 diä Durchfüh­
rungsbestimmung Nr 18 der Amerikanischen Hohen Kommis­
sion zur Umstellungsverordnung vom 4. Juli 1948 sowie 
die gleichlautenden Bestimmungen der Britischen und Fran­
zösischen Militärregierunggn(VOBl 1949» S 488) unberührt 
geblieben. Die Vorschrift des § 5 habe nicht den Sinn? 
daß dadurch die Vorschriften des Vertragshilfe rechts in 
ihrer Geltung beeinträchtigt würden. Die Alliierten Kom­
mandanten hätten in ihrem Genehmigungsschreiben vom 30* 
Dezember 1950 zum Gesetz vom 10. Januar 1951 (Haus und 
Wohnung 1951, S 53) ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
eine von den Alliierten getroffene gesetzliche Regelung 
nicht auf Grund eines deutschen Gesetzes aufgehoben und 
geändert werden könne. Dieser Vorbehalt habe sich auf 
die damals in Berlin in Geltung befindlichen Vorschrif­
ten der Artikel 19 Ziff 45 bis 47 ÜmstVO und der §§ 1 und 2 
der Durchführungsbestimmung Nr 18 zur Umstellungsverord­
nung vom 30. November 1949 (V0B1 S 488) bezogen. Diese 
Vorschriften hätten bestimmt, daß der Schuldner sich im 
Vertragshilfeverfahren nicht nur auf den Ausfall von Ent­
schädigungsforderungen gegen das Reich, sondern auch auf 
Vermögensverluste berufen könne, die er durch Beschädigung,
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Zerstörung oder Verlust ihm gehöriger beweglicher oder 
unbeweglicher Sachen auf Grund von Kriegsereignissen 
erlitten habe* Diese Rechtslage könne auch nicht des­
wegen anders beurteilt werden, weil inzwischen die Vor­
schriften des Art 19 Ziff 45 bis 47 UmstVO und die Durch­
führungsbestimmung Nr 18 zur Umstellungsverordnung mit 
laakrafttreten des Vertragshilfegesetzes in Berlin am 
13- Dezember 1952 aufgehoben worden seien (Art III Ziff 
2 des Gesetzes zur Übernahme des Gesetzes über die rich­
terliche Vertragshilfe vom 2. Dezember 1952 - GV0B1 S 
1057) * Der richterlichen Vertragshilfe- ständen daher die 
Vorschriften des Gesetzes vom 10* Januar 1951 nicht ent­
gegen* Die Tatsache, daß die Antragstellerin das Grund­
stück in bereits zerstörtem Zustand erworben habe, sei 
auch deshalb unerheblich, weil § 5 VHG die Vertragshilfe 
ohne jede Einschränkung zulasse, insbesondere ohne Rück­
sicht auf den Zustand, in dem sich das Grundstück im Zeit­
punkt des Erwerbs befunden habe* Die Antragstellerin kön­
ne als Rechtsnachfolgerin des Voreigentümers nicht an­
ders gestellt werden, als dieser selbst nach der Zerstö­
rung des Grundstücks und mangels einer Veräußerung ge­
standen haben würde, weil sie in vollem Umfang in die 
Rechte und Pflichten des Voreigentümers eingetreten sei*

Das Kammergericht hat die Antragstellerin nicht für 
verpflichtet erachtet, ihre Einkommens- und Vermögensver­
hältnisse im einzelnen darzulegen. Es hat die Auffassung 
vertreten, die Antragsteilerin müsse zwar zunächst ihre 
Schulden und sonstigen Verbindlichkeiten begleichen, 
ehe sie Mittel zur Erfüllung ihres Stiftungszwecks ausge­
be, da letzteres sonst auf Kosten ihrer Gläubiger ge­
schehen würde, doch sei es Sache des Gläubigers, der sich 
gegenüber einem Vertragshilfeantrag auf eine unzumutbare
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Härte aus besonderen Gründen berufe, für seine Person 
den Nachweis dieser besonderen Gründe zu erbringen.
Erst wenn das geschehen ist, ist nach Ansicht des Kammer- 
gerichts der Schuldner gehalten, seinerseits seine Ver­
mögensverhältnisse nach § 9 VHG offenzulegen. Das Kammer­
gericht hat angenommen, die Antragsgegnerin habe im 
vorliegenden Palle lediglich vorgetragen, daß ihre Aus­
gleichsforderungen nicht zu berücksichtigen seien, wäh­
rend sie hätte dartun müssen, daß ihre Vermögenslage den 
Ausfall der Zinsleistungen nicht ertrage und sie aus be­
sonderen Gründen auf den Eingang der Zinszahlungen ange­
wiesen sei. Da die Antragsgegnerin in dieser Hinsicht 
nichts vorgetragen habe, hat das Kammergericht § 3 Abs 2 
VHG in vollem Umfang zugunsten der Antrags teil erin an­
gewandt und die Behauptung der Antragsgegnerin als uner­
heblich angesehen, die Antragstellerin habe aus einem an­
deren Grundstück Mieteinnahmen, so daß ihr die Zinszah­
lung zugemutet werden könne.

Mit der gegen diese Entscheidung eingelegten soforti­
gen weiteren Beschwerde hat die Antragsgegnerin die feh­
lerhafte Anwendung des § 3 VHG, die Nichtanwendung des 
§ 9 VHG und die Außerachtlassung des § J2 EGG gerügt.

Sie hat sich zunächst gegen die Ansicht des Kammerge­
richts gewandt, daß die Antragstellerin als Rechtsnachfol- 
gerin des Voreigentümers in dessen Rechte und Pflichten 
eingetreten sei und daher nicht anders gestellt sein kön­
ne, als dieser ohne die Veräußerung des Grundstücks ge­
stellt sein würde. Die Antragsgegrierin meint, das Gesetz 
sage nicht, wer unter dem "Schuldner” zu verstehen sei, 
doch ergebe sich aus seinem Sinn und Zweck, daß damit nur 
der Schuldner gemeint sein könne, in dessen Person die Ver-
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bindlichkeit vor der Währungsreform begründet worden 
sei, sofern die Schuld nicht durch Erbfolge oder ähnli­
che rechtliche Vorgänge auf einen anderen Ubergegangen 
sei. Sie sieht daher als wesentlich an, daß die Antrag­
stellerin bei dem Erwerb des Ruinengrundstücks die den 
eingetragenen Hypotheken zugrunde liegenden persönlichen 
Schuldverbindlichkeiten übernommen habe, obwohl ihr be­
kannt gewesen sei, daß das Kriegsschädenamt an den Verkäu­
fer keine Zahlungen mehr geleistet habe und. damals be­
reits Rückstände hinsichtlich der Hypothek Nr 20 in Höhe 
von 5 68!7,50 HM und hinsichtlich des Abgeltungsdarlehns 
in Höhe von 803,50 RM bestanden hätten. Nach Ansicht der 
Antragsgegnerin war auch zur Zeit des Grundstückserwerbs 
durch die Antragstellerin mit einer Realisierbarkeit der 
KriegsSachschädenansprüche nicht mehr zu rechnen. Aus al­
ledem folgert sie, daß die Antragsteilerin einem Schuldner 
gleichzustellen sei, der ein Ruinengrundstück nach dem 
Zusammenbruch, also nach Einstellung der Zahlungen des 
Kriegsschädenamts, erworben habe, und sich deshalb nicht 
auf die Vorschriften des Vertragshilfegesetzes berufen 
könne,

Ralls der Vertragshilfeantrag zulässig sein sollte, hält *
die Antragsgegnerin ihn auf jeden Pall für unbegründet.
Sie macht geltend: Wie sie bereits in der Beschwerdeinstanz 
* vorgetragen habe, sei die Antragstellerin Eigentümerin wei- - 
teren Grundbesitzes, der erhebliche Mieteinnahmen bringe.
Damit habe sie sich auf § 3 Abs 3 VHG berufen. Das Kammer­
gericht hätte daher von Amts wegen die zur Feststellung 
der Tatsachen erforderlichen Ermittlungen anstellen und ?
die geeignet erscheinenden Beweise erheben müssen. Da das 
nicht geschehen sei, sei § 12 PGG verletzt. ; j
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Hinsichtlich ihrer eigenen Vermögenslage hat die 
Antragsgegnerin vorgetragen: Es dürfte allgemein bekannt 
sein, daB eine reine Hypothekenbank weitgehend zur Er­
füllung ihrer Zinsverpflichtungen den Pfandbriefgläu­
bigern gegenüber auf Ausgleichsforderungen angewiesen 
seic Es müsse daher ohne weiteres unterstellt werden, daß 
ein Zinsausfall für eine solche Bank untragbar sei, so 
daß sie in dieser Richtung keine weiteren Ausführungen 
habe machen brauchen. Bei ihr handle es sich um ein Kre­
ditinstitut, dessen gesunde wirtschaftliche Lage und Ent­
wicklung im Interesse der Allgemeinheit liege; denn die 
ausgeliehenen Gelder stammten aus Fremdeinlagen, die ver­
zinst werden müßten. Es komme hinzu, daß ein sehr großer 
Teil der von ihr beliehenen Grundstücke zerstört sei.
Eine allgemeine und starre Anwendung der Regel des § 3 
Abs 2 VHG würde zur Lahmlegung des ihr ihren Kunden ge­
genüber obliegenden Zinsendienstes führen können. Sie ste­
he daher auf dem Standpunkt, daß das Kammergericht nach 
§ 9 VHG die genaue Offenlegung der Vermögensverhältnisse 
der Antragstellerin hätte verlangen müssen.

Der Freistaat Bayern ist im dritten Rechtszuge der 
Antragsgegnerin als Nebenintervenient beigetreten, da die­
se im Falle einer.endgültigen Herabsetzung ihrer Ansprü­
che wegen Verminderung ihrer Aktiven höhere Ausgleiche- 
forderungen gegen den Freistaat Bayern geltend machen wür­
de und das Bayerische Staatsministerium der Finanzen als 
Bankaufsichtsbehörde für deren Prüfung und Bestätigung zu­
ständig sei, woraus sich das erforderliche rechtliche In­
teresse an dem Obsiegen der Antragsgegnerin ergebe.

In der Sache selbst hat sich der Nebenintervenient 
den Ausführungen der weiteren Beschwerde angeschlossen und



ergänzend vorgebrachts Die*Auffassung des Kammergerichts, 
der Gläubiger, der sich auf § 3 Abs 3 VHG berufe, müs­
se für seine Person den Nachweis dieser besonderen Grün­
de erbringen,' sei irrig und erlege dem Gläubiger eine 
nicht bestehende Behauptungs- und Beweislast auf. Denn 
das Vertragshilfeverfahren sei ein Offizialverfahren, 
auf das § 12 FGG Anwendung finde. Das gelte auch für § 3 
Abs 3 VHG, dfer keine Ausnahme von dem Grundsatz desAAmts- 
betriebes enthalte und nach dessen'Wortlaut es nicht nö­
tig sei, sich ausdrücklich auf ihn zu berufen. Das Gericht 
müsse daher-in jedem Palle von Amts wegen die erforderli­
chen Ermittlungen anstellen und prüfen,, oh eine Zinsherab­
setzung schematisch nach dem Grade der Ertragsminderung 
vorzünehmen 'sei oder ob aus besonderen Gründen wegen 
unbilliger Härte die allgemeinen Billigkeits- und Unzumut­
barkeitsvorschriften des § 1 VHG zur Anwendung kommen müß­
ten. Die Antragsgegnerin habe sich daher damit begnügen 
dürfen, einen bestimmten Sachverhalt vorzutragen, aus dem 
sich die von ihr beanspruchte Rechtsfolge herleite, ohne 
gehalten zu sein, die Beweisunterlagen für diese nicht 
einmal vorgeschriebene Einlassung beizubringen. Da die 
Vorinstanzen entsprechende Ermittlungen unterlassen hät­
ten, sei der Grundsatz der Amtsprüfung und damit § 8 Abs 1 
VHG in Verbindung mit § 12 PGG verletzt«

Der Nebenintervenient ist der Ansicht, die gebotene 
Aufklärung des Sachverhalts würde ergeben haben, daß der 
Erlaß der Zinsen eine unzumutbare Härte für die Antrags- 
gegnerin darstelle. Er meint, ein besonderer Grund im 
Sinne des § 3 Abs 3. VHG sei schon darin zu finden, daß 
die Antragsteilerin das bereits zerstörte Grundstück un­
ter Übernahme der bestehenden Verbindlichkeiten in Kennt­
nis der völligen Ertragslosigkeit erworben haben, zumal
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da der Verkäufer damals bereits mit den Zins leis tungen 
im Rückstand gewesen und die Bonität der abgetretenen 
Kriegssachschädenansprüche damals bereits nicht zwei­
felsfrei gewesen sei, die Antragstellerin auf diese 
Leistungen also nicht mehr mit Sicherheit habe rechnen 
können« Der Bebenintervenient meint, in dieser Richtung 
seien weitere Ermittlungen notwendig, da bei einem 
Grunds tückserwerb in voller Kenntnis der Ertraglos igke it 
bei gerechter Abwägung der Interessen und der Lage bei­
der Teile die allgemeinen Vorschriften des § 1 VHG zur 
Anwendung kommen müßten, Zu Unrecht habe das Kammergericht 
ferner in dem Vortrag der Antragsgegnerin, die Antragstel­
lerin beziehe aus weiterem Grundbesitz erhebliche Miet­
einnahmen, keine Geltendmachung eines besonderen Grundes 
im Sinne des § 3 Abs 3 VHG gesehen. Außerdem müßten zu­
gunsten der Antragsgegnerin die Besonderheiten des Hypo­
thekenbankgesetzes Berücksichtigung finden; denn diese 
sei in Ansehung der Ifypothekenforderungen und auch der 
Zinsen nur treuhänderische Verwalterin fremden Vermögens 
und könne sich der dem Treuhandverhältnis entspringenden 
Zinsverpflichtung nicht entziehen. Die Hypothekenzinsen 
seien aber die Hauptquelle ihres Ertrages; Einbußen durch 
Zinserlaß seien daher bei Hypothekenbanken anders zu be­
urteilen, als es sonst der Fall sein möge. Außerdem seien 
bei diesen Instituten bei der Neuordnung des Geldwesens 
die Altgeldguthaben gestrichen, die Forderungen gegen das 
Reich nicht.umgestellt und die Hypothekenforderungen im 
Verhältnis 10 : 1 umgestellt worden. In das* Aktivvermögen 
der Banken sei danach viel einschneidender eingegriffen 
worden, als es sonst geschehen sei. Der erforderliche Aus­
gleich sei in der Form der Zuteilung von Ausgleichsfor­
derungen vorgenommen worden. Insbesondere, die Zusammen­
schrumpfung des Hypothekenbestandes auf |l/lO sei eine un-



gemein starke Schmälerung der Ertragsbasis, die nicht 
außer Betracht bleiben dürfe. Weitere erhebliche Ein­
bußen habe die Antragsgegnerin außerhalb des Währungs­
gebietes, auch infolge der Demontage und der Rücker­
stattung sowie durch zahlreiche Totalschäden erlitten.
Die endgültige Streichung der rückständigen Zinsen wür­
de danach ztj. einer unzumutbaren Harte führen, die nur 
dann in Kauf genommen werden müßte, wenn der Antragstel­
lerin die geschuldeten Leistungen nach den allgemeinen 
Vorschriften .des § 1 VHG nicht zumutbar sein sollten.

Die Antrags teilerin hat um Zurückweisung der weite­
ren Beschwerde gebeten und den Standpunkt vertreten, unter 
dem Schuldner im Sinne des Vertragshilfegesetzes sei der 
derzeitige Schuldner und nicht etwa nur der ursprüngli­
che zu verstehen. Sie hat ferner geltend gemacht, im Zeit­
punkt der Schuldübernahme habe der KriegsSachschadener­
satzanspruch noch bestanden, so daß sie bei dem Erwerb des 
Grundstücks von diesem Ersatzanspruch habe ausgehen kön­
nen und auch ausgegangen sei, da sie andernfalls keine 
Veranlassung gehabt hätte, die Schuld von 350 000,- HM zu 
übernehmen. Die Antragstellerin weist noch einmal darauf 
hin, daß auch die Preisgenehmigung nur unter der Bedin­
gung der Abtretung des Kriegssachschadenanspruchs erteilt 
worden sei. Im übrigen meint die Antrags teil erin, daß 
die Entscheidungen der Vorinstanzen zutreffend seien und 
die Zumutbarkeitsfrage nicht der Entscheidung des Gerichts 
der weiteren Beschwerde unterliege, das Kammergericht 
auch nicht den Grundsatz des Amtsbetriebes verletzt habe 
und von einer unzumutbaren Härte schon wegen der der An­
tragsgegnerin zustehenden Ausgleichsforderungen nicht 
die Hede sein könne. Die Antragstellerin weist noch dar­
auf hin, daß die Antragsgegnerin aus dem Beschluß des 
Landgerichts habe ersehen können, worauf es ankomme, und
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gleichwohl nichts für eine unzumutbare Härte vorge­
bracht habe, wie sie denn auch jetzt nur Erwägungen 
allgemeiner Art hinsichtlich ihrer Vermögensverhältnis­
se vorbringe, ohne konkrete Zahlenangaben zu machen«

Die sofortige weitere Beschwerde ist nach § 18 Abs 3 
VHO zulässig, auch form- und fristgerecht eingelegt«
Ebenso ist der Beitritt des Freistaates Bayern als Ne­
benintervenient der Antragsgegnerin gemäß § 8 Abs 2 VHG 
statthaft und von den Beteiligten mit Hecht nicht bean­
standet worden, da das nach § 66 Abs 1 ZPO erforderliche 
rechtliche Interesse an dem Ausgang des Verfahrens mit 
Rücksicht auf die vom Ausgang der Vertragshilfeverfahren 
berührten Ausgleichsansprüche der Geldinstitute gegen die 
Länder (hier der Antragsgegnerin gegen das Land Bayern) 
auf Grund von § 11 ümstG, § 3 Abs 6 der 2» DVO zum UmstG 
- Bankenverordnung - (vgl dazu des näheren Saage, Vertrags­
hilf egesetz, § 1 Anm III, 2, g Seite 60 und § 8 Anm Ili,
1; Duden-Rowedder, Vertragshilfegesetz, § 8 Anm 13) gege­
ben ist. Die sofortige weitere Beschwerde ist auch begrün­
det.

Dem Kammergericht ist darin beizutreten, daß § 2 
Buchst a des Gesetzes zur Regelung von Grundpfandrechten 
auf kriegsbeschädigten Grundstücken vom 10, Januar 1951, 
nach dem dieses Gehetz bei einer entgeltlichen Übertragung 
des Eigentums an einem kriegsbeschädigten oder -zerstörten 
Grundstück durch Rechtsgeschäft keine Anwendung finden 
sollte, der beantragten Vertragshilfe nicht entgegensteht. 
Das Kammergericht hat mit zutreffender Begründung darge­
legt, daß durch diese Bestimmung die von den Alliierten 
getroffene gesetzliche Regelung über die Vertragshilfe bei 
Beschädigung, Zerstörung oder Verlust beweglicher oder un-
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beweglicher Sachen auf Grund von Kriegsereignissen 
nicht außer Kraft gesetzt worden ist und auch nicht 
ausgeschaltet werden konnte. Insoweit haben die An­
tragsgegnerin und der Nebenintervenient die angefochte-§ ,
ne Entscheidung auch nicht angegriffen.

Eie Ansicht beider, der Vertragshilfeantrag sei schon 
deshalb unzulässig, weil die Antragstellerin das Grund­
stück als Ruinengrundstück erworben und gleichwohl die 
den eingetragenen Hypotheken zugrunde liegenden Schuld- 
verbindlicfakeiten übernommen habe, ist irrig. Beide mei­
nen, nur der Schuldner, in dessen Person die Verbindlich­
keit begründet worden sei, könne gegebenenfalls Vertrags­
hilfe für sich in Anspruch nehmen. Eas Gesetz sagt nichts 
darüber, wie es den Begriff nSchuldner” verstanden wissen 
will. Eie Auffassung der Antragsgegnerin, der Gesetzge­
ber habe nur den ursprünglichen Schuldner durch die Mög­
lichkeit einer Vertragshilfe begünstigen wollen, hat in 
dem Vertragshilfegesetz keinen Ausdruck gefunden; denn 
dieses spricht von dem Schuldner schlechthin, macht also 
keinen Unterscheid zwischen dem ursprünglichen Schuldner 
und einem solchen, der als Gesamt- und Ein^elrechtsnach- 
folger in das Rechtsverhältnis eingetreten ist. Unter dem 
Schuldner wird in der^Gesetzesprache durchweg der jeweils 
gerade Verpflichtete verstanden. Eer Gesetzgeber würde es 
daher sicher ausdrücklich hervorgehoben haben, wenn nur 
der ursprüngliche Schuldner Vertragshilfe für sich sollte 
in Anspruch nehmen können. Eazu hätte um so mehr Anlaß 
bestanden, als nach den bisherigen Vertragshilferegelun­
gen (Vertragshilfeverordnung vom 30. November 1939, RGBl 
I 2329, insbesondere §§ 2, 6 Abs 1 u 2; § 21 UmstG und 
28. EVO zum UmstG, öffentlicher Anzeiger des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets 1949, 450) kein Zweifel daran bestehen



konnte, daß es entsoheidend allein auf die Rechtstel­
lung als Schuldner im maßgeblichen Zeitpunkt und den 
Zeitpunkt der Entstehung (Begründung) der Verbindlich­
keit ankam ohne Rücksicht darauf, ob es sich um den ur­
sprünglichen Schuldner oder eine durch Schuldübernahme 
in das Sehuldverhältnis eingetretene Person handelte 
(vgl auch Eubernagel-Künne, Vertragshilfe des Richters 
aus Anlaß des Krieges, Seite 29 unten; Harmening-Buden, 
Währungsgesetze, Ergänzungsband S 46 Schlußabsatz von 
Anm 1 zu § 2 der 28» BVO zum UmstG). Bas spricht schon ge­
gen die Auslegung, welche die Antragsgegnerin dem Ver­
trags hilf eges et z geben will. Bieses stellt wie die ge­
nannten früheren Vertragshilfebestimmungen allein auf den 
Zeitpunkt der Entstehung (Begründung) der Verbindlich­
keit ab, der vor dem 21. Juni 1948 liegen muß. Bas findet 
seine Rechtfertigung darin, daß die Vertragshilfe nur als 
eine Aus nähme rege lung mit Rücksicht auf die durch den 
Krieg, die .Kriegsfolgen und die WährungsUmstellung hervor­
gerufenen schweren Störungen der Wirtschaft gedacht ist 
und ihre Erstreckung auf die nach der letzteren begrün­
deten Verbindlichkeiten wegen der inzwischen eingetrete­
nen Stabilisierung, der wirtschaftlichen Lage und im Hin­
blick auf den Grundsatz der Vertragstreue nicht mehr an­
gezeigt erscheint (vgl amtliche Begründung des Entwurfs 
zum Vertragshilfegesetz, Bundestagsdrucksache Nr 2192, 
Seite 7; Saage aaO Einleitung 5 unter a, Seite 8/9; Buden- 
Rowedder aaO Entstehung des Vertragshilfegesetzes unter 
2). Nicht ersichtlich ist ferner, inwiefern sich die Be­
schränkung auf den ursprünglichen Schuldner, wie die An­
tragsgegnerin meint, aus dem Sinn und Zweck des Vertrags­
hilf egesetzes ergeben soll. Biese Auffassung hat sie 
denn auch nicht näher begründet. Es ist auch nicht ein-
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Zusehen, warum beispielsweise ein Schuldner, der ein 
Grundstück lange Zeit vor dem Kriege unter Übernahme 
der eingetragenen Hypotheken und der ihnen zugrunde 
liegenden Verbindlichkeiten erworben hat, von den Ver­
günstigungen des Vertragshilfegesetzes ausgeschlossen 
sein sollte, zumal da eine Schuldübernahme nicht gegen 
den Willen der Gläubiger eintreten konnte (§§ 415,- 416 
BGB). Bür die Zulässigkeit eines Vertragshilfeantrages 
kann es danach nicht darauf ankommen, ob er von dem ur­
sprünglichen Schuldner oder von einer Person gestellt 
wird, die erst später als Verpflichtete in das Rechts­
verhältnis eingetreten ist, sofern sie nur vor dem 21«Juni 
1948 an die Stelle des früheren Schuldners getreten ist*
Wie die Sach- und Rechtslage bei einem Übergang der Ver­
bindlichkeit erst nach der Währungsumstellung zu beurtei­
len sein würde, mag auf sich beruhen, da der vorliegende 
Sachverhalt eine Stellungnahme zu dieser Präge nicht er­
fordert« Nach alledem ist der Vertragshilfeantrag der An­
tragstellerin entgegen der .Ansicht der Antragsgegnerin 
und des Nebenintervenienten nicht aus den von ihnen an­
geführten Gründen unzulässigÖ

Eine andere Präge ist es, ob in dem Erwerb des Grund­
stücks nach der Zerstörung des Gebäudes und in der Über­
nahme der Hypothekenverbindlichkeiten durch die Antragstel­
l e r  n ein besonderer Grund im Sinne des § 3 Abs 3 VHG ge­
funden werden kann. Wie der erkennende Senat in seiner 
Entscheidung vom 4- Januar 1955 (V ZB 28/54 BGHZ 16, 105) 
ausgesprochen hat, können die besonderen Gründe, die eine 
Zinsherabsetzung für den Gläubiger als eine unzumutbare 
Härte erscheinen lassen, sowohl auf Seiten des Gläubigers 
wie des Schuldners und auch in den beiderseitigen Verhält-

*
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nissen begründet sein* Infolgedessen kann auch unter 
Umständen eine lediglich in der Person des Schuldners 
bestehende Tatsache einen besonderen Grund bilden, aus 
dem die Zinsherabsetzung für den Gläubiger unzumutbar 
sein würde. Danach würde es zur Anwendung des § 3 Abs 3 
VHG genügen, wenn auf Seiten der Antragstellern Um­
stände gegeben sein sollten, aus denen sich die begehr­
te Streichung der Zinsen als unzumutbare Härte für die 
'Antragsgegnerin darstellen würde. Ob das hier der Pall 
ist, steht, y/ie noch darzulegen sein wird, bisher dahin.

Der Auffassung des Nebenintervenienten, das Ver­
trags hilfegericht müsse, weil es sich nach § 8 Abs 1 VHG, 
§ 12 PGG um ein sogenanntes Amtsverfahren handle, in je­
dem Palle von sich aus prüfen, ob an Stelle der schema­
tischen Eegelung der Abs 1 und 2 des § 3 VHG die allge­
meinen Billigkeits- und ZumutbarkeitsVorschriften des 
§ 1 VHG anzuwenden seien, kann nicht beigetreten werden. 
Der erkennende Senat hat bereits in Landwirtschaftssachen 
in denen § 12 PGG ebenfalls sinngemäß Anwendung findet 
(§9 LwVG, früher § 13 Abs 2 LVO BZ), dargelegt, daß der 
Amtsbetrieb die Beteiligten nicht der Pflicht enthebe, 
durch eingehende Tatsachendarstellung zur Aufklärung des 
Sachverhalts mitzuwirken, und bei Verabsäumung dieser 
Pflicht vom Gericht unter dem Gesichtspunkt des Amtsbe­
triebes nicht erwartet werden könne, daß es allen nur 
denkbaren Möglichkeiten von Amts wegen nachgehe, eine 
Aufklärungs- und Ermittlungspflicht dem Gericht vielmehr 
nur auferlegt werden könne, soweit der Vortrag der Be­
teiligten oder der Sachverhalt als solcher bei sorgfäl­
tiger Überlegung sich aufdrängender Gestaltungsmöglichkei 
ten dazu Anlaß gebe (Beschlüsse vom 14. Oktober 1952,
V BLw 13/52 und vom 5. Mai 1953 V BLw 100/52). Danach
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kann von dem Gericht nicht erwartet werden, stets alle 
etwa bestehenden Möglichkeiten ins Auge zu fassen, 
auch wenn der vorgetragene Sachverhalt hierzu keine 
Veranlassung bietet« Im Vertrags hilfeverfahren, auf das 
§ 12 PGG ebenfalls Anwendung findet (§8 Abs 1 VHG), 
kann nichts anderes gelten, zumal da nach § 11 Abs 4 VHG 
Vertragshilfe auch vom Prozeßgericht gewährt werden kann 
(vgl dazu 'Saage aaO Seite 138/139 und Seite *142 unter 
IV, 2, d)« Dem Nebenintervenient kann insbesondere darin 
nicht gefolgt werden, daß das Gericht auch ohne einen 
entsprechenden Sachvortrag in jedem Palle zu prüfen habe, 
ob etwa der. Tatbestand des § 3 Abs 3 VHG gegeben sei« 
Wollte man dies verlangen, so würde das praktisch dazu 
führen, daß die Interessenabwägung nach § 3 Abs 3, § 1 
VHG zur Hegel würde und die schematische Herabsetzung 
der 2inse'n nach § 3 Abs 1 und 2 VHG nur ausnahmsweise zum 
Zuge kommen könnte, während der Gesetzgeber gerade diese 
Vorschriften als Regelfall gedacht und von ihm nur aus 
Billigkeitsgründen bei besonderer Gestaltung des Palles 
eine- Ausnahme zugelassen hat« In den Pallen des § 3 VHG 
ist die Entscheidung daher grundsätzlich nach den Vor­
schriften des Abs 2 zu treffen, durch den das Gesetz zwin­
gend eine Zinsherabsetzung vorschreibt, ohne daß Billig­
keitserwägungen Raum gegeben werden kann (vgl den ange­
führten Beschluß des. Senats vom 4. Januar 1955)* Die Prä­
ge, ob die Herabsetzung der Zinsen aus besonderen Grün­
den zu einer unzumutbaren Härte führen würde, kann danach 
immer erst geprüft werden, wenn von einem Beteiligten 
diese Polge des gestellten Antrags vorgetragen wird« Die 
Ansicht des Nebenintervenienten, es sei nicht erforderlich 
sich auf die unzumutbare Härte zu berufen und die sie be­
gründenden Tatsachen darzulegen, ist danach nicht zu billi 
gen* Ebensowenig kann der Auffassung der Antragsgegnerin
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beigetreten werden, bei Hypothekenbanken müsse das Ge­
richt ohne weiteres unterstellen, daß ein Zinsausfall 
für eine solche Bank untragbar sei; denn das Gericht 
kann die wirtschaftliche Lage auch solcher Gläubiger 
nicht ohne weiteres übersehen und muß bei der Beurtei­
lung der Frage, ob die Herabsetzung der Zinsen aus be­
sonderen. Gründen zu einer nicht zumutbaren Härte für den 
Gläubiger führt, eine Interessenabwägung vornehmen (vgl 
den angeführten Beschluß vom 4. Januar 1955)* Biese setzt 
aber voraus, daß dem Gericht die Gründe unterbreitet wer­
den, aus denen sich nach der Auffassung des Gläubigers 
die unzumutbare Härte ergeben soll, Ber erkennende Senat 
hat in der soeben genannten Entscheidung dargelegt, daß 
für alle Fälle gültige Richtlinien für die Anwendung des 
§ 3 Abs 3 YHG nicht gegeben werden können, daß sich zwar 
aus dem Sinn und Zweck des Gesetzes gewisse Grundsätze 
ableiten lassen, die Entscheidung aber im übrigen nur auf 
den Einzelfall abgestellt werden kann, Hach alledem mußte 
die Antragsgegnerin,, wenn sie hier einen Ausnahmefall des 
§ 3 Abs 3 VHG für vorliegend erachtete, die Tatsachen Vor­
bringen, aus denen sich die unzumutbare Härte ergeben soll­
te.

Bas hat die Antragsgegnerin entgegen der Ansicht des 
Kammergerichts auch getan. Sie hat sich zwar in den Tatsa­
cheninstanzen nicht auf alle die Gesichtspunkte berufen, 
auf die der Nebenintervenient im dritten Rechtszuge hinge­
wiesen hat;sie hat sich aber nicht, wie das Kammergerioht 
meint, in dieser Hinsicht darauf beschränkt, geltend zu 
machen, daß die ihr erwachsenen Ausgleichforderungen nicht 
zu berücksichtigen seien, sondern hat bereits im ersten 
Rechtszuge vorgetragen, die Antragsteilerin sei Eigentü­
merin weiterer Grundstücke, aus denen ihr erhebliche Mit-
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tel Zuflüssen, und geltend gemacht, daß die Antragstel­
lerin nach § 9 VHG zur Offenlegung ihrer gesamten Ver­
mögensverhältnisse verpflichtet sei. Das Kammergericht 
hat nicht* dargelegt, warum es von dieser Offenlegungs­
pflicht Befreiung bewilligen zu können geglaubt hat (§ 9 
Abs 3 VHG und dazu Saage aaO Seite 121 unten). Insofern 
liegt ein'Verfahrensverstoß vor, der* eine Verletzung des 
Amtsbetriebes darstellt« In diesem Zusammenhang hat die 
Antragsgegnerin auch darauf hingewiesen', daß die Antrag- 
stellerin ihre LeistungsVerpflichtungen aus den Hypothe­
ken seit dem 1. Januar 1951 wieder voll erfüllt habe, und 
daraus die 'Folgerung gezogen, daß sie nicht nur die lau­
fenden Zinsen zahlen, sondern auch die Zinsrückstände 
durch Ratenzahlungen abdecken könne. In diesem Vorbrin­
gen lag die Behauptung, daß eine Herabsetzung der Zinsen 
oder gar ihr Erlaß zu einer unzumutbaren Härte für sie 
führen würde, da die Antrags teil erin angesichts ihrer gan­
zen wirtschaftlichen Lage zur Erfüllung ihrer Zinsverbind­
lichkeiten sehr wohl in der Lage sei und die Gewährung 
der begehrten Vertragshilfe daher der Billigkeit nicht 
entsprechen würde. Der erkennende Senat hat in seinem Be­
schluß vom 4. Januar 1955 ausgeführt, es könne zweifelhaft . 
sein, ob schon die gute Vermögenslage des Schuldners al­
lein den Anforderungen des § 3 Abs 3 VHG genügen könne, 
doch werde dies jedenfalls dann anzunehmen sein, wenn der 
Schuldner neben dem Trömmergrundstück noch sonstiges Ver­
mögen und Einkommen besitze, und zwar in einem derarti­
gen Umfang, daß demgegenüber die Ertragsminderung des Grund-? 
Stücks nicht ins Gewicht falle. Die Antragstellerin hat 
eingeräumt, daß sie weiteren Grundbesitz ihr Eigen nenne, 
und nur in Abrede gestellt, daß dieser im letzten Geschäfts­
jahr einen Reinertrag erbracht habe. Diese Einlassung der 
Antragsgegnerin und der Antragstellerin hätte dem Kammerge-

*
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rieht nach dem oben Gesagten Veranlassung zu der Prü­
fung geben müssen, ob es von der Befugnis des § 9 Abs 3 
VHG zugunsten der Antragsteilerin Gebrauch machen konn­
te und hier etwa einer der Fälle vorliegt, in denen 
schon die gute Vermögenslage des Schuldners allein die 
Annahme -einer unzumutbaren Härte zu rechtfertigen ver­
mag. Bas Kammergericht hat also nicht nur zu Unrecht 
die Geltendmachung besonderer Gründe im Sinne des § 3 
Abs 3 VHG vermißt? sondern darüber hinaus auch gegen 
§ 9 und § 8 Abs 1 VHG in Verbindung mit § 12 FGG ver­
stoßen, indem es eine Aufklärung des Sachverhalts in 
dieser Richtung unterlassen hat.

Bie Ansicht des Nebenintervenienten, ein besonderer 
Grund im Sinne des § 3 Abs 3 VHG liege auch darin, daß 
die Antragstellerin das bereits zerstörte, ertraglose 
Grundstück unter Übernahme der bestehenden Belastungen 
zu seinem Wert vor der Zerstörung erworben habe, hält die 
Antragstellerin mit Recht für irrig. Ihr Hinweis darauf, 
daß ihr damals seitens des Verkäufers die ihm zustehen­
den. Ersatzansprüche auf Grund der Kriegssachschädenver­
ordnung (KSSchVO) vom 30. November 1940 (RGBl I, 1547) 
abgetreten worden seien, nach der sie Ersatz sowohl für 
die Zerstörung des Gebäudes als auch des durch den Ver­
lust der Nutzung des Grundstücks erwachsenen Schadens 
habe beanspruchen können, ist berechtigt. Ber Antragstel­
lerin ist darin beizutreten, daß in dem Erwerb eines Trüm­
mergrundstücks und der Übernahme der auf ihm ruhenden 
Lasten unter Abtretung der nach der genannten Verordnung 
bestehenden Ersatzansprüche kein besonderer Grund im 
Sinne des § 3 Abs 3 VHG gefunden werden kann. Bie Entschä­
digung war allerdings gemäß § 3 Abs 1 KSSchVO bei Trümmer­
grundstücken für den geschädigten Grundstückseigentümer
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festzusetzen, der so in die Lage gesetzt werden sollte, 
das zerstörte Gebäude zu gegebener Zeit wieder zu erstel­
len. § 11 Abs 1 Satz 2 KSSchVO sah indessen eine Abtre­
tung des Entschädigungsanspruchs vor, die der Zustimmung 
der Peststellungsbehörde bedurfte. Danach war es möglich, 
ein Trümmergrundstück zu seinem bisherigen Werte zu ver­
äußern, indem dem Erwerber der Entschädigungsanspruch 
gegen das Reich abgetreten wurde. Der Erwerber wurde so 
in die Lage versetzt, übernommene Zins- und Tilgungsver­
pflichtungen aus der nunmehr an ihn zu zahlenden Nutzungs­
entschädigung zu begleichen, und er fand hinsichtlich 
der sonstigen übernommenen Lasten, soweit sie nicht schon 
in dem Wert des Grund und Bodens ihre Deckung fanden, in 
dem abgetretenen Entschädigungsanspruch gegen das Reich 
einen Ausgleich. Bei der Veräußerung von Trümmergrund­
stücken ist daher in der Regel ebenso verfahren worden, 
wie es im vorliegenden Palle geschehen ist. Daraus erhellt 
ohne weiteres, daß in den hier zur Erörterung stehenden 
Bällen allein in der Tatsache des Erwerbs eines ertraglo­
sen Trümmergrundstücks durch den gegenwärtigen Schuld­
ner kein besonderer Grund für eine unzumutbare Härte im 
Sinne des § 3 Abs 3 VHG gefunden werden kann, zumal da 
die Nutzungsentschädigungen tatsächlich bis zum Zusammen­
bruch gezahlt worden sind. Ob die Rechtslage etwa bei 
einem Grundstückserwerb kurz vor dem Zusammenbruch des­
halb anders beurteilt werden müßte, weil zu diesem Zeit­
punkt mit einer künftigen Auszahlung der Nutzungeentschä- 
digung nicht mehr habe gerechnet werden können, bedurfte 
nicht der Entscheidung, da der Grunds tückserwerb im vor­

liegenden Palle im Sommer 1944 und damit zu einer .Zeit 
stattgefunden hat, zu der Nutzungsentschädigungen auf' 
Grund der Kriegssachschädenverordnüng, die formell erst 
durch § 373 Nr 3 LAG außer Kraft gesetzt worden ist, noch
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gewährt wurden c Hit ihrem Binwand, die Anträgetellerin 
könne Vertragshilfe schon deshalb nicht in Anspruch neh­
men, weil sie das Grundstück nach der Zerstörung des 
Gebäudes und in Kenntnis seiner Ertraglosigkeit erworben 
habe, konnte die Antragsgegnerin danach nicht durchdrin­
gen •

Hach dem oben Gesagten beruht die Entscheidung des 
Kammergerichts auf Rechtsirrtum und einer unzureichenden 
Aufklärung des Sachverhalts. Rer angefochtene Beschluß 
war daher -.mit Ausnahme der unanfechtbaren Wertfest­
setzung (§ 19 Abs 7 Satz 3 VHG) - aufzuheben und die Sa­
che an .das Kammergericht zur anderweiten Entscheidung zu­
rückzuverweisen.

Rer Wert des Beschwerdegegenstands im dritten Rechts­
zuge ist nach § 19 Abs 7 Satz 2 VHG, §§ 123 Abs 2, 24 
Abs 2 KostO festgesetzt worden.
Br. Tasche Br. Hückinghaus Schuster

Br. Oechßler Br. Piepenbrock
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